
';andessozialgericht
? RV 510 /63

I m N a>me n d e s‘ V o l_k e 3
„In dem Rechtsstreit

v Klägerin und Revisionsklägerin;

*‘gfe g’e n?

Beklagter und Revisionsbeklägtcr‚

hat der 9. Senat des Bundessozialgerichts auf die

‚mündliche Verhandlung vom 24. November 1965 durch

öenatspräsident_ =“'_ Dr- W e 1 B,

„
' ' - Vorsitzender—

Bundesrichter Dr. M a i s c h und

Bundesrichter V
v S c h i n'd 1 c r

-Bundessozialrichterin R c i f £ und

Bundessozialrichterin B e c k e r '

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom 10°

Mai 1963 wird als unbegründet zurückgewiesen°

A&ßergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°
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___„n-n-n—nuu—q-„n-

Die Klägerin hat ihren 1. Ehemann Paul Héütmx und ihren
2. Ehemann Hermann O;irxrxxr durch den zweiten Weltkrieg

verloren. 1947 heiratete sie in 5. Ehe Walter K■xtrr‚ der

1958 starb. Durch Bescheid vom 22. Oktoher 1958 wurde ihr

ab 1. Juni 1958Witwenbeihilfenach5 44 Abs„ 3 desBundes—
versorgungsgesetzes aF (BVG)

— idF des Sechsten Änuerungs—

gesetzes vom 1. Juli 1957 (BGBl I 661) — durch Gewährung

von Grund- und Ausgleichsrente von 180‚-—DM monatlich

einschließlich des Zuschlages nach 5 41 Abs° 5 BVG nach
ihrem erstverstorbenen Ehemann bewilligt. Im November/

Dezember 1958 teilte die Klägerin mit, daß ihr aus der

Lebensversicherung ihres verstorbenen 3. Mannes noch ein

“Restan8pruchton 24.ooo‚——DMzustehe, daß sie von dem
Versorgungswerk der Deutschen Presse ohnekechtsanspruch

ab 1. September 1958 90‚——DMerhalte, sowie seit 1.
Dezember 1958 als Angestellte beim Deutschen Kulturin—

stitut in Madrid ein Durchschnitthehalt von umgerechnet
etwa 410,——DMmonatlich beziehe. Mit Benachrichtigung

vom 21. Januar 1959 wurde der Klägerin mitgeteilt, daß
eine Neufeststellung der Rente ab 1.März 1959 erforderlich

‘sei; die °ahlung von Ausgleichsrente für sie und ihren

Sohn wurde von diesem Zeitpunkt an eingestellt, nicht auch

die der Grundrente. Aus der Abrechnung der Allianz Lebens—

versicherungs AG in Stuttgart ergab sich, daß die Klägerin

eine Versicherungsgdmme von 30.349‚——DM erhalten hatte;

nach einer Auskunft dieser üGesgllschaft würde der Kläge—

rin ab 1‚Juni 1958 eine lebenslängliche monatliche Rente

von 119;——nm zugestanden haben, wenn die Versicherungs—

leistung in eine monatliche Rente umgewandelt worden wäre°

Durch Bescheid vom 14° Dezember 1959 wurde der Bescheid

vom 22.0ktober 1958 nach 9 25 des Verwaltungsverfahrensgesctzes

(VeerG) dahin berichtigt, daß die Beihilfe nach aufge-
löster 3° Ehe aufgrund des durch eine Schädigung 155° des
-BVG eingetretenen Todes des 2. Ehemannes als Kannbezug
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gewährt wurde. Die Beihilfe wurde vom 1. Juni 1958 an neu“

‘festgestellt und ab 1. September 1958 rückwirkend einge—

stellt. Dabei wurde ab 1. Juni 1958 die restliche Ver—
sicherungssumme von 24.060,-—DM mit einer monatlichen

Rente von 94,——DM‚ab 1. September 1958 zusätzlich die‘

Zuwendung des Versorgungswerks der Deutseh_en Presse mit

90o,—_DM angerechnet und festgestellt, daß schon mit dem

anrechenbaren Teil von 222, —-DMdes Gehalts ab 1. Dezember

1958 die Einkommensgrenze von 12o‚——DM überschritten Sei°

Für die zeit vom 1. Juni 1958 bis 31. Dezember 1959 1u1de

eine Uberzahlung von 2. o62‚——DMerrechnet und nach$ 47

,VeerG zurückgefordert Der Wider3pruch der Klägerii War

erfolglos. In dem Wider3pruchsbescheiG wurde der Rück—„
forderuhgsansPrueh auf € 47 Abs. 2 VeerG ge3tützt.

Mit der Klage beantragte die Klägerin, den Bescheid vom“1

14. Dezember 1959 abzuändern und festzustellen, daß ihr

der Betrag von 2.062,—-DM nicht zu Unrecht gezahlt worden

sei, evtl. den Beklagten zu verpflichten, auf die Rück—'
.zahlung zu verzichten und ihn zu verurteilen, auch über

den 51. Dezember 1959 hinaus Witwenrente zu gewähren..
Das Sozialgericht (SG) stellte durch Urteil vom 19.

September1961 fest, daß der Klägerin ab 1. Juni 1958 ”
bis zur Erteilung eines neuen Bescheides die volle Grund„‚

rente und für die Monate Juni bis August 1958 Ausgleichs—
Zrente von 11o,——DMmonatlieh'sowie für den Monat September
1958 Ausgleichsrente von 4o,——DM zustehe. Es verurteilte

den Beklagten, von der Rückforderung der sich hiernach

ergebenden Überzahlung von nur 62o,——DM abzusehcn°

Der Beklagte legte Berufung ein; er erließ am 51.Julil

1962 einen Berichtigungs- und Zugunstenbescheid nach „

_4__.
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5 41 bzw. 5 40 veerG‚ in dem festgestellt wurde, daß der

Klägerin für die Zeit vom 1,Juni 1958 bis 31. August 1958

eine Beihilfe von nur 60,70 DM monatlich zustehe„ Der Be-

scheid vom 22. Oktober 1958 wurde berichtigt, soweit der

sich aus der Versicherungssumme ergebende monatliche
Rentenbetrag

von 119,53 DM nicht voll auf die Beihilfg„i„

angerechnet worden war, Gleichzeitig wurden nunmehr die "

vom 1. Februar 1959 bis 31. Dezember 1959 gewährten Versor—

gungsleistungen im Betrage von 880,—-DM zurückgefordcrt.

Zugunsten der Klägerin wurde festgestellt, daß die Zu—

wendung der Versorgungskasse lediglich bei der Feststellung

der Ausgleichsrente ab 1.September 1958 als sonstiges

Einkommen zu berücksichtigen sei. Das Landessozialgericht

(LSG) hob durch Urteil vom 10. Mai 1963 das Urteil des
SG auf. Es änderte den Bescheid vom 31° Juli 1962 dahin ab,

daß der Beklagte der Klägerin Witwengrundrente in Höhe
lvon monatlich 6,——DMab 1. Juni 1960 zu gewähren hat und

daß die Rückforderung der überzahlten 880‚——DM un2ulässig

ist. Im übrigen wurde die Klage abgewiesen und die Revision

"zugelassen. Der Erstbescheid vom28. Oktober 1958 (richtig:
'22. Oktober 1958) sei durch den Berichtigungs— und Zu—

(
gunstenbescheid vom 31. Juli 1962 aufgehoben worden. Gegen—
stand des Klageverfahrens sei der Neufeststellungsbescheid

vom 14. Dezember 1959° Der Bewilligungsbescheid vom 22°

Oktober 1958 sei im Zeitpunkt seines Erlasses aus tat—

sächlichen und rechtlichen Gründen unrichtig gewesen, weil
die Witwenbeihilfe in voller Höhe, also ohne_Anrechnung von
Einkommen, gewährt worden sei° Die von der Allianz Ver—
sicherung gezahlte Versicherungssumme falle unter Versor—

gungsan8prüche im Sinne des 5 44 Awa 7 BVG aF. Es habe
sich um eine Pflichtversicherung gehandelt, die nach dem

für Redakteure und Journalisten geltenden Manteltarif—

vertrag im Interesse der Altersversorgung des Redakteure

bzw. der Hinterbliebenen abgeschlossen werden mußte. Somit
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.—"s——
'sei diese Vereieperungsleistung auf die Witwenbeihilfe an—
:zurechnen‚ und zwar auf Grund- und Ausgleichsrente; Der

Beklagte habe mit Bescheid vom 14° Dezember 1959 die

Versicherungsleiatung monatlich in Höhe von 94‚f—DM bei

Zugrundcgegung einer Restsummevon 24.ooo‚——DMangerechnet!

_Daran sei er gebunden, denn dieser Bescheid sei durch den

Berichtigungsbesßheid nicht aufgehoben werden. Wenn die

VersorgungsverWaltung die Behandlungs— und Beerdigungs—

gßg$en‘newegg angesetzt bshä end namhtnägliéh.den %eimung

sei, daß der Betrag von 350.349,——DM maßgebend sei, so
}

rechtfertige dieser bloße Wandel in der rechtlichen Auf;
.

fassung keine Berichtigung° Es müsse daher bei einer An—fi_‘

rechnung von monatlich 94‚——DMverbleiben. Die weitnr■mi. J
Einwendungen der Klägerin gegen die Höhe des anzuréchhehdcniv

Betrages gingen fehl° Insbesondere könne nicht die Höhe

der Witwenrente unterstellt werden, die die Klägerin.erff'

halten hätte, wenn.ihr Ehemann1949 anstelle der Kapital- *

versicherung eine Pensionsversicherung abgeschlossen hätte°

Nach den Angaben der Versicherungsgesellschaft entSpreche

einem Kapital to■ 24.000‚-—DM eine Rente von rund 94r——DM

monatlich. Ebensowenig könntenlnur die Zinsen angerechnet

werden. Aus 5 44 Abs;a7 BVG aF ergebe sich, daß im Fälle

der Witwenbeihilf° die erworbenen Ansprüche anzurcchnen

seien. In aller Regel werde zwar im Versorgungsrecht der
_

Verbrauch eines Kapitalvermögens nicht verlangt° Hier aber

verlange der Gesetzgeber eine weitergehende Anrechnung von

Einkommen, was sich schon daraus ergeht; daß selbst die

Grundrente nicht unangetastet bleibe. Unter Berücksichti«

gung des Rentenbetrages aus der Lebensversicherung mit

monatlich 94‚—-DM sowie der Zuwendung des Versorgungmwerks

mit monatlich go‚—-DMstünden der Klägerin als Witwenbei—
hilfe ab 1. Juni 1958 86‚—— DM, ab 1. September 1958 21‚-—

pm und am 1. Dezember 1958 o‚—— DM zu. Diese Änderung— "9‘

habe für die Zeit bis zum 31.Januar 1959 keine Bedeutung‚1

‚- 6 —
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- 5 _

lda der Beklagte mit Bescheid vom51.Juli 1962 eine Rück; '
“forderung erst für die Zeit ab 1. Februar 1959 geltend mache„

Die Klägerin habe auch die bis 31° Dezember 1959 mit 880,——DM

überzahlten Versorgungsbezüge nicht zu erstatten„ Daß die

Klägerin falsche Angaben gemacht habe, behaupte auch der,

Beklagte nicht. Für den Nachweis, daß sie im Sinne des

@47 Abs" 5 VeerG beim Empfang der Bezüge gewußt habe, daß
sie ihr nicht oder nicht in dieser Höhe zustanden, beziehe

sich der Beklagte zu Unrecht auf die Benachrichtigung vom
21° Januar 1959. Der Klägerin sei nur mitgeteilt werden, daß

ihre Angaben über die Einkommensverhältnisse eine Neufest—

stellung der Ausgleichsrente (also nicht der Grundrente)

mit Wirkung ab 1. März 1959 zur Folge hätten° Ihr sei die

Grundrente weiterhin belassen worden, obwohl dem VersorgA

bekannt gewesen sei, daß die Klägerin aus der Lebensver—

sicherung noch eine Restsummea von 24„000,——9M besaß. wenn

die Versorgungsverwaltung säbst zu diesem Zeitpunkt nicht

wußte, daß die Versicherungssumme auch auf die grundrente
anzurechnen war, könne man von der im Versorgungsrecht

nicht vorgebildeten Klägerin nicht erwarten, daß sie die
nicht einfachen Anrechnungsbestimmungen besser kenne„

Nachdem durch das Erste Neuordnungsgesetz (1° NOG) vom 27„

Juni 1960 nunmehr in 5 44 BVG an die stelle einer ditwen—
beihilfe ein AnSpruch auf Witwenrente getreten sei und

die Grundrente nach 9 40 BVG sich von 7o‚——DMauf 1oo‚——DM

erhöht habe, stehe der Klägerin ab 10 Juni 1960 eine Witwen—

rente in Höhe von 6,——DMmonatlich zu°

Mit der Revision rügt die Klägerin Verletzung der 99 44

Abs» 7 BVG aF und 44 Abs" 5 BVG n]?° Das Gesetz sage nichts
darüber, in welcher Höhe die Feststellung des als monatliche

"Versorgungs"—Leistung anzurechnenden Betrages zu erfolgen

habe, Die Daseinsvcrsorge des Ehemannes dürfe nach dem Sinn

..7_
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' des Gesetzes zwar zu keiner wirtschaftlichen Bessgrstellung,_

*aber auch zu keiner Verschlechterung der versorgungsrecht—

'lichen Position der Witwe führena_Aus_dem‚Gesetz„ergcbe

sich nichts für die Auffassung des Berufungsgerichts„daß ‚'

aus der einmaligen Leistung der monatlichen Rentenbctrag

'nur nach dem üblichen Verfahren errechnet werden dürfe°

Es liege viel näher, den Fall der Kapitalversicherung

nicht anders als den der Pensionsversicherung mit den sich

daraus beim Ableben des Versicherungsnchmers ergebenden

Witwenrentnan3pruch zu behandeln. Dem gleichen„Zweck
V

dienende Versorgungsleistungen sach in gleicher Weise Zu-

behandeln. Das bedeute im vorliegenden Fall,.daß die

Klägerin unter den gleichen Versicherungsbedingungen wie

im Falleder Kapitalversicherung sich nur einen Betrag von
monatlich 64‚—5DM anstatt 94‚——DM auf die Witwenrentc bzw„

Beihilfe anrechnen lassen müsse. Die Klägerin beantxagt,

das angefochtene Urteil abhuändern und die Berufung des

Beklagten gegendas Urteil des sc Stuttgart vom19e36p—
tember 1961 mit der Maßgabe zurückzuweisen, daß dieser

in Abänderung seines Beseheides vom 31.Juli 1962 verurteilt
wird, an die Klägerin ab 1. Januar 1960 Witwenbeihilfe

in Höhe von 6‚—-DM monatlich und ab 1.Juni 1960 Witwcn—

grundrente in’Hdhe von 36,—-DM monatlich zu zahlen°

' Der Beklagtelkantragt, die Revision als unbegründet zurück—

zuweisen. Er hält das angefochtene Urteil in der Frage der

Anrechnung der Lebensvcrsicherungssumme für zutreffend°

Die durch Zulassung statthafte Revision (@ 162 Abs° 1 Nr° 1
des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—) ist form- und fristge—‘

recht eingelegt und begründet worden (5% 164, 166 SGG)”

und daher zulässig._8ie ist sachlich nicht begründet‚_i

\..‘8-k
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- 8 _

Streitig ist allein noch, ob und in welcher Höhe der '

Klägerin ab 1° Januar 1960 Witwenbeihilfe nach 5 44

Abs° 3 BVG aF und vom 1° Juni 1960, dem Zeitpunkt des

Inkrafttretens des 1° NOGvom 27. Juni 1960 (BGBl I,.
453), Witwenrente nach % 44 Abs° 2 BVG nF zusteht° Nach
5 44 Abs° 7 BVG aE und 9 44 Abs° 5 BVG nF sowie nach der
ab 1. Januar 1964 geltenden, insoweit sinngemäß gleich;

lautenden Vorschrift des @44 Abs. 5 BVG sind infolge
Auflösung oder Nichtigerklärung der neuen Ehe erworbene

Versorgungsf, Renten—@ oder UnterhaltsanSprüche geltend

zu machen; die Leistungen sind auf die Beihilfe bzw°

Witwenrente anzurechnen. Die Klägerin bestreitet nicht,

daß sie aus dem Versicherungsvertrag ihres Ehemannes

Ansprüche erworben hat, die als Versorgungsansprüche im

Sinne des 5 44 BVG anzurechnen sind° Nach den von der

Revision nicht angegriffenen tatsächlichen Feststellungen

'des LSG handele es sich.dabei um eine Pflichtversicherung,
die in ihren Grundzügen und in ihrer Zielsetzung der
gesetzlichen Rentenversicherung nachgebildet war; sie

diente — auf vertraglicher Grundlage - der Altersver-

sorgung des Ehemannes und der Versorgung der Hinter—

bliebenen° Die weite Fassung des Gesetzes bezieht An-

Sprüche dieser Art unter der allgemeinen Bezeichnung

"infolge Auflösung „ „ ° ° der neuen Ehe erworbene Ver-

sorgungs—‚ Renten— oder Unterhaltsansprüche“ in die An—

rechnungsregelung ein° In zutreffender Auslegung des Ge—
setges ist deshalb in den Verwaltungsvorschriften Nr° 8

zu & 44 BVG aF idF vom 3. September 1958 hervorgehoben,
daß als Versorgungsansprüche alle An3prüche auf Lei—

stungen gelten, die laufend oder einmalig zu gewähren

sind@ohne Rücksicht darauf, ob sie auf gesetzlicher
Vorschrift oder auf Vertrag beruhen° Da die Witwenbei—

hilfe (Witwenrente) in monatlichen Beträgen gewährt wird,

_ 9 -
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_

ist, um eine Kapitalleistung anrechnen
zu konnen, eine

Umrechnung in die entsprechendcnmonat110he Rentenleistung

erforderlich. Nach den von &e_r Rev1s10n nicht ahgegriifencn

fmatsächlichen Feststellungen &es LSGent5pricht_ dem Kapitnlw

betrag von 30 349*%—DMeine monatliche _Rentevon 119,33DM
und dem hier in Betracht kommenden Restkap1tal von 24 oooDF

eine Rente von rund 94‚—-DM monatlich. Die Rev1Sion ver—
tritt die Auffassung, das LSG habe eine dem Gesetz nicht
entsprechende Umrechnungs‘art_ gewählt; &iese sei zumindest

nicht gesetzlich vorgeschrieben. Es 11egenäher und wider-
Spreche jedenfalls nicht dem Gesetz, Wenn der Fall der

Kapitalversicherung nicht anders behandelt we1de als der
einer Pensionsversicherung mit dem sich darau_s ergebenden

Witwenrentenanspruch. In diesem Fall_ könnten nur 64‚-—DM
statt 94‚-—DM monatlichangstcchnct werden° Dieée Auf— V

fassung verkennt, daß die — im vorliegenden Falle ver—
sicherungsrechtlichen

—Versorgungsan8prüche mit ihrem
vollen V3r50rgungsrechtlichen Wert anzurcchnen sind„ 510
lassen auch den Teil der Witwenrente‚ der „18 Grundrcntc
gewährt wird, nicht uhangetastet. Es kann‚$_da dic for»

_sorgungsansprüghe anzurechnen sind, als anrechcnbar nur
die Leistung in Betracht kommen, die tatsächlich er—
bracht werden ist, ni_cht eine Leistung, die bei andcrcr"&

vertraglicher Gestaltung der Daseinsvorsorge hätte 5e—
fordert werden können° Nicht die Höhe des Vermögensopfcré,
das während des Vertrages gebracht wurde,ünd auch nicht
eine andere_denkbare Versicherungsleistung mit anders
bemesscnenRisikén und'Leistungsmodaiitäten hat das Ge—
setz zum Gegenstand der Anrechnung gemacht, sondern die

k0nkrete (Vertrags— )leistun5 als Inhalt des Versor5ungs—
anspruehs. Es ist daher unerheblich, ob die Klägerin,
Wenn ihT Ehemann eine Pensionsversicherung abgc. 3chlosscn

und die gleichen Beiträge geleistet hätte, die für die
Kapitalversicherung aufgewcndct wurden, eine jährliche

..‘1o...
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Witwenrente von nur 775,18 DM erhalten hätte, wie das Ver—

sorgungswerk der Presse angegeben hat. Sie hat eine anders—

artige Leistung erhalten, nämlich einen Kapitalbetrag, den

sie sich darum auch, umgerechnet in eine monatliche Rente,

anrechnen lassen muß. Zu Unrecht erblickt die Revision in

dieser Umrechnung eine Verletzung des Grundsatzes der Gleich—

behandlung. Es ist nicht dasselbe, ob der Versicherungs—

nehmer eine Kapitalversicherung abgeschlossen hat und des-

halb der Begünstigte im Versicherungsfall einen Kapital—

betrag erhält oder ob er aufgrund der Versicherungsbe—

dingungen eine 1ebenslühgliche Rentenleistung zu bean5pruchen

hat. Im übrigen übersicht die Klägerin, daß sie im Gesamt—

ergebnis — jedenfalls rechnerisch — nicht benachteiligt ist„

Ob sie wegen der geringeren Versicherungsrcnte eine cute

sprechend höhere Versorgungsrente erhalten würde oder ob

die Versorgungsrente wegen der höheren Versicherungsrentc

gekürzt wird, läuft auf dasselbe hinaus° ua das Gesetz be?

stimmt, daß die Versorgungsan8prüche anzurechnen sind, muß

die Leistung, die dem Versicherungsvertrage entspricht,

angerechnet werden, somit bei einem Kapitalbetrag die ihm

entsprechende Rente. Zutreffend hat das LSG auch au3geiührt‚

daß die Anrechnung sich nicht auf die Nutzungen des Kapital—

betrages beschränken kann, Kapitalvermögen braucht im
Versorgungsrecht zwar in der Regel nicht angegriffen zu

werden. Es sind lediglich die daraus fließenden Einkünfte

nach den ää 1, 11 der Verordnung zur Durchführung des 5 33

BVG vom 2° August 1958 (BGBl I 567) und nach den 55 1 Abs°

1, 11 der Verordnung vom 11“ Januar 1961 (BGBl I, 19) als
sonstiges Einkommen zu berücksichtigen. @ 44 Abs" 7 BVG aF

und 5 44 Abs, 5 BVG nF muten der Witwe des Beschädigten
darüber hinaus aber zu, die Substanz, nicht nur die Nutzungen

des durch Geltendmachung von Versorgungsansprüchen erworbenen
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Vermögens einzusetzen und sich anrechnen zu lassen°

Nach alledem hat das LSG zutreffend einen Rentenbetrag

von monatlich 94;--DM angerechnet, Die Revision war des—

halb nach 5 170 Abs‚ 1 Satz 1 SGG als unbegründet zurück-‚

zuweisen. ‘

_Die Kostenentscheidung beruht aqf @193 ':LGG°
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